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Zu Fragen der Gesetzlichkeit 
und der Leitung innerhalb des Justizapparates

Weitere Lehren aus der Schöffenwahl1)
Von Dr. HILDE BENJAMIN, Minister der Justiz

I
Bei der Auswertung der Schöffenwahlen, ihrer Er­

gebnisse und ihrer Lehren, nahm die Frage, inwieweit 
aufgetretene Fehler und Mängel auf ideologische 
Schwächen zurückzuführen sind, einen besonderen Platz 
ein. Dabei ergab sich, .daß auch die festgestellten Ver­
stöße gegen die demokratische Gesetzlichkeit ein Aus­
druck ideologischer Schwäche waren. Da der strikten 
Wahrung unserer demokratischen Gesetzlichkeit über 
die Zeit der Schöffenwahlen und über den Bereich der 
Justiz hinaus grundsätzliche Bedeutung als einer ent­
scheidenden Methode der Leitung unseres Staates zu­
kommt, soll diese Frage über jene allgemeine Fest­
stellung hinaus nochmals besonders behandelt werden.

Wenn wir den Gesamtablauf der Wahl an Hand der 
Wahlausschuß- und Wahlversammlungsprotokolle re­
konstruieren, dann können wir feststellen, daß die 
Wahl — im ganzen gesehen — dem Gesetz entsprechend 
durch geführt worden ist, daß aber im einzelnen noch 
sehr viel Arbeit vor uns liegt, um sämtliche Funktionäre 
unseres Staatsapparates, der Parteien und Massen­
organisationen davon zu überzeugen, daß gesetzliche 
Bestimmungen strikt einzuhalten sind.

Die Schöffenwahl wurde auf der Grundlage des 
Gerichtsverfassungsgesetzes durchgeführt; die Anord­
nung über die Durchführung der Schöffenwahlen (WO) 
vom 10. Januar 1955 (GBl. I S. 9), die durch die Anord­
nung vom 27. April 1955 (GBl. I S. 319) ergänzt wurde, 
erging gemäß § 36 Abs. 2 GVG. Bei einer Untersuchung 
der einzelnen Verstöße gegen die Wahlordnung fällt zu­
nächst auf, daß sie sich fast ausnahmslos in dem Sta­
dium der Durchführung der Wahl ereignet haben, das 
vor den Wahlversammlungen lag. Man muß weiter fest­
stellen, daß es nur sehr wenige Einsprüche gegen Ent­
scheidungen der Wahlausschüsse gab, über die nach § 13 
der Wahlordnung der Minister der Justiz zu entscheiden 
hatte, und denen zum Teil stattgegeben wurde.

Bereits die Bildung der Wahlausschüsse (§§ 4, 5 der 
Wahlordnung) erfolgte keineswegs überall dem Gesetz 
entsprechend: es wurde nicht nur in einer Reihe von 
Fällen die gesetzte Frist (31. Januar) nicht genau ein­
gehalten, sondern es fehlte vor allem in zahlreichen 
Wahlausschüssen der Kreise an der aktiven Mitarbeit 
des FDGB, so z. B. in Halle, Quedlinburg, Perleberg, 
Berlin-Pankow und Berlin-Weißensee. Es wurde auch 
nicht überall erkannt, daß das Recht zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen im Staat der Arbeiter und Bauern 
zugleich die Pflicht zur Ausübung dieses Rechts be­
deutet. So hatte beispielsweise die Demokratische Bau­
ernpartei in Wolgast, die Nationaldemokratische Partei 
Deutschlands in Frankfurt/Oder, Perleberg und Zwickau- 
Süd überhaupt keinen Kandidaten benannt. In anderen 
Kreisen galt das gleiche für die CDU, in Guben für die 
SED, in Fürstenberg für den FDGB. Man erkannte 
ferner nicht, daß zur Erfüllung der Pflicht, Kandidaten 
vorzuschlagen, auch gehörte, daß diese Kandidaten den 
Voraussetzungen der §§ 7, 8 der Wahlordnung ent­
sprachen. Die Kreisausschüsse der Nationalen Front

!) Die folgenden Ausführungen sind überarbeitete Teile des 
Referats der Arbeitstagung vom 6. und 7. Juni 1955 (vgl. den 
Bericht über die Tagung ln NJ 1955 S. 357).

wirkten nicht immer entsprechend ihrer gesetzlichen 
Pflicht auf die Einhaltung des Termins gemäß § 6 und 
der Form des Wahlvorschlages nach § 8 der Wahl­
ordnung hin.

Gegen alle diese Bestimmungen wurde verstoßen: Die 
Tatsache, daß rund 1600 Kandidaten von den Wählern 
abgelehnt wurden, beweist, daß die Parteien und 
Massenorganisationen die Pflicht zur sachlichen Prüfung 
ihrer Vorschläge nicht überall ernst genug genommen 
und daß die Kreisausschüsse der Nationalen Front die 
Vorschrift, ordnungsgemäß vorbereitete Vorschläge frist­
gemäß den Wahlausschüssen vorzulegen, nicht immer 
eingehalten haben.

Der ernsteste Verstoß wurde aber bei der Wahl der 
Schöffen zu den Bezirksgerichten dadurch begangen, daß 
einige Bezirke den Endtermin der Wahl nicht respek­
tierten. Zur Sicherung der Gesetzlichkeit der Wahl 
mußte für sie ein neuer Wahltermin auf Grund der 
Anordnung vom 27. April 1955 festgesetzt werden.

Alle diese Verletzungen konnten Vorkommen, weil die 
Beziehung mancher Funktionäre des Staates, der Par­
teien und der Massenorganisationen zu unserer Gesetz­
lichkeit noch nicht genügend gefestigt ist. Die demokra­
tische Gesetzlichkeit verlangt, daß alle Gesetze, alle 
Normativakte des Staates, von jedem Staatsorgan, von 
allen Funktionären des Staates, der Wirtschaft und der 
gesellschaftlichen Organisationen strikt eingehalten und 
im Interesse der Mehrheit der Werktätigen, d. h. partei­
lich angewandt werden. Die Forderung nach der partei­
lichen Anwendung des Gesetzes darf aber nicht dazu 
führen, daß ein einzelner Funktionär ein Gesetz, das 
er für unrichtig hält, nicht anwendet. Hierfür gibt es 
die eine in der Verfassung begründete Ausnahme des 
Art. 144: alte, übernommene Gesetze, die den Bestim­
mungen der Verfassung entgegenstehen, sind aufge­
hoben. Insoweit fehlt es an einer Sanktion des über­
nommenen Gesetzes. Art. 144 gilt aber nicht für neue 
Gesetze unseres Staates, die auf Grund unserer Ver­
fassung erlassen worden sind. Ein Bespiel für das Ver­
halten zu solchen Gesetzen, die sich als nicht — oder 
nicht mehr — richtig erweisen, gab Walter Ulbricht auf 
dem 21. Plenum des ZK der SED. In seinem Referat 
wies er nach, daß die damals noch geltende Regelung 
über die Höhe der Abführungen an den Direktoren­
fonds im Widerspruch mit dem ökonomischen Gesetz 
der materiellen Interessiertheit der Werktätigen stehe. 
Er empfahl aber nicht etwa, diese Bestimmung nicht 
mehr anzuwenden, sondern forderte: „Deshalb müssen 
unseres Erachtens die der wirtschaftlichen Rechnungs­
führung entgegenstehenden Bestimmungen schnellstens 
beseitigt werden“2).

In den Verletzungen der Gesetzlichkeit, die sich 
während der Schöffenwahl zeigten, kamen vor allem 
drei grundsätzliche Mißverständnisse zum Ausdruck:

1. Man hält die Wahrung von Fristen und Terminen 
für eine formale Angelegenheit, deren Einhaltung 
„bürokratisch“, deren Nichteinhaltung also sogar „fort-

!) Walter Ulbricht, „Fragen der Politischen Ökonomie in der 
Deutschen Demokratischen Republik“, Berlin 1954. S. 19.
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